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NORMEN UND VORSCHRIFTEN

Netzanschluss – Probleme
und Verantwortlichkeiten
Teil 2: Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und Beschwerden-Fallbeispiele

Im Teil 1 [1] wurde die Problemlage erörtert und die Umsetzungshilfe des  
Bayerischen Landesinstallateurausschusses „Strom“ bezüglich der Verantwort-
lichkeiten zwischen Netzbetreiber, Anschlussnehmer und Errichter gem. Nieder-
spannungsanschlussverordnung (NAV, [2]) vorgestellt. Nun werden zum besseren  
Verständnis zunächst die Rechtslage, ausgehend vom EnWG, näher betrachtet 
und dann reale Missbrauchsverfahren der Bundesnetzagentur besprochen.

Zur Historie des 
Energiewirtschaftsrechts
Das Energiewirtschaftsrecht hat in Deutsch-
land eine sehr lange Tradition. Bereits Mitte 
der 1930er Jahre erließ der Deutsche Reichs-
tag das „Gesetz zur Förderung der Energie-
wirtschaft“ vom 13. Dezember 1935 (RGBl. 
I S. 1421, Bild 1). Ziel des Gesetzes war 
nach seiner Präambel,
„die Energiewirtschaft als wichtige Grundlage 
des wirtschaftlichen und sozialen Lebens im 
Zusammenwirken aller beteiligten Kräfte der 
Wirtschaft und der öffentlichen Gebietskör-
perschaften einheitlich zu führen und im 
Interesse des Gemeinwohls die Energiearten 
wirtschaftlich einzusetzen, den notwendigen 
öffentlichen Einfluss in allen Angelegenheiten 
der Energieversorgung zu sichern, volkswirt-
schaftlich schädliche Auswirkungen des Wett-
bewerbs zu verhindern, einen zweckmäßigen 
Ausgleich durch Verbundwirtschaft zu fördern 
und durch all dies die Energieversorgung so 
sicher und billig wie möglich zu gestalten 
[ …].“
Vor diesem Hintergrund enthielt bereits zu 
dieser Zeit § 2 des Gesetzes zur Förderung 

der Energiewirtschaft eine Definition für Ener-
gieanlagen:
„Energieanlagen im Sinne dieses Gesetzes 
sind Anlagen, die der Erzeugung, Fortleitung 
oder Abgabe von Elektrizität oder Gas dienen. 
Zu den Energieanlagen gehören solche Anla-
gen nicht, die lediglich der Übertragung von 
Zeichen oder Lauten dienen.“
sowie von Energieversorgungsunternehmen: 
„Energieversorgungsunternehmen im Sinne 
dieses Gesetzes sind ohne Rücksicht auf 
Rechtsformen und Eigentumsverhältnisse alle 
Unternehmen und Betriebe, die andere mit 
elektrischer Energie oder Gas versorgen oder 
Betriebe dieser Art verwalten (öffentliche 
Energieversorgung). Unternehmen und Be-
triebe, welche nur teilweise oder im Neben-
betrieb öffentliche Energieversorgung betrei-
ben, gelten insoweit als Energieversorgungs-
unternehmen.“
Außerdem sicherte § 6 Abs. 1 dieses Gesetzes 
die allgemeine Anschluss- und Versorgungs-
pflicht („Versorgt ein Energieversorgungsun-
ternehmen ein bestimmtes Gebiet, so ist es 
verpflichtet, allgemeine Bedingungen und 
allgemeine Tarifpreise öffentlich bekanntzu-
geben und zu diesen Bedingungen und Ta-
rifpreisen jedermann an sein Versorgungsnetz 
anzuschließen und zu versorgen [ …].“). Hin-
ter dem Gesetz stand abgesehen davon frei-
lich im Wesentlichen der Gedanke, zur Siche-
rung der nationalsozialistischen Herrschaft 
und in der Vorbereitung des Angriffskrieges 
eine möglichst sichere und billige Energiever-
sorgung zu garantieren. Die deutsche Ener-
giewirtschaft unterstand dementsprechend 
nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes der Aufsicht 
des Reiches.
Indem sich die Energieversorgungsunterneh-
men, d. h. in der Regel Stadtwerke, durch 
Konzessionsverträge mit Kommunen Gebiets-
monopole bildeten, wurde weitergehender 
Wettbewerb zugunsten einer insoweit dezen-
tralen Energieversorgung ausgeschlossen.

In diesem Verständnis kann auch § 13 Abs. 1 
des Gesetzes gesehen werden, der den 
Reichswirtschaftsminister ermächtigte, Vor-
schriften und Anordnungen über die Erhaltung 
vorhandener und die Errichtung zusätzlicher 
Energieanlagen sowie über die Abgabe von 
Energie zu erlassen, soweit solche zur Sicher-
stellung der Landesverteidigung erforderlich 
sind und den Unternehmen zugemutet wer-
den können.
Das 1935 erlassene „Gesetz zur Förderung 
der Energiewirtschaft“ blieb sodann mit ge-
ringen Änderungen auch nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Herrschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland viele Jahre in Kraft.
Ein auf die heutigen Gesetzeszwecke ausdif-
ferenzierte Normierung vollzog der Bundesge-
setzgeber erst mit dem „Gesetz zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts“, das am 
28. November 1997 vom Bundestag be-
schlossen wurde und am 29. April 1998 in 
Kraft trat (BGBl. 1998 I S. 730). Als soge-
nanntes Artikel-Gesetz enthielt es unter an-
derem das neugefasste „Gesetz über die 
Elektrizitäts- und Gasversorgung“ (Energie-
wirtschaftsgesetz – EnWG).
Mit dem neugefassten EnWG und seinen in 
den Folgejahren beschlossenen weiteren Er-
gänzungen wurde die geänderte Zielrichtung 
des Gesetzgebers deutlich. Bestand der Ge-
setzeszweck 1935 noch in einer möglichst 
sicheren und billigen Energieversorgung, 
wurden in § 1 EnWG 1998 der Zweck der 
Umweltverträglichkeit der Energieversorgung 
und mit dem „Zweiten Gesetz zur Neurege-
lung des Energiewirtschaftsrechts“ vom  
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1 Auszug aus dem Reichsgesetzblatt, Gesetz 
zur Förderung der Energiewirtschaft (Energie-
wirtschaftsgesetz) vom 13. Dezember 1935

Q
ue

lle
: d

e.
w

ik
ip

ed
ia

.o
rg

/w
ik

i/E
ne

rg
ie

w
irt

sc
ha

ft
sg

es
et

z



186

ELEKTROPRAXIS

www.elektropraktiker.de  |  Elektropraktiker, Berlin 77 (2023) 

NORMEN UND VORSCHRIFTEN

7. Juli 2005 (BGBl. 2005 I S. 1970) die Zwe-
cke einer verbraucherfreundlichen und effizi-
enten Energieversorgung ergänzt [3].

Wesentliche Ziele des EnWG – 
zum Inhalt von § 1 EnWG

§ 1 Abs. 1 EnWG in der aktuell geltenden 
Fassung [4] greift die Zweckbestimmung des 
§ 1 EnWG 1998 („möglichst sichere, preis-
günstige und umweltverträgliche leitungsge-
bundene Versorgung mit Elektrizität und Gas“) 
auf und ergänzt diese um die Merkmale Ver-
braucherschutz und Effizienz (vgl. BT-Drs. 
15/3917, 47) sowie Treibhausgasneutralität 
(vgl. BT-Drs. 20/1599, 29, 50).
In der aktuellen Fassung bestimmt die Norm 
damit die zentralen Aufgaben des Gesetzes 
wie folgt:
„Zweck des Gesetzes ist eine möglichst si-
chere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, 
effiziente, umweltverträgliche und treibhaus-
gasneutrale leitungsgebundene Versorgung 
der Allgemeinheit mit Elektrizität, Gas und 
Wasserstoff, die zunehmend auf erneuerbaren 
Energien beruht.“
Diese Kriterien bilden die zentralen Grundla-
gen des Energiewirtschaftsrechts, das auf 
diese Weise vor allem am Gemeinwohl ori-
entiert ist [5]. Mit anderen Worten soll das 
Energiewirtschaftsrecht in erster Linie Ge-
meinwohlzwecken dienen. Dies hat auch das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluss von 20. März 1984 (1 BvL 28/82) 
mit folgenden Worten bestätigt:
„Die Sicherstellung der Energieversorgung 
durch geeignete Maßnahmen, wie zum Bei-
spiel die Errichtung oder Erweiterung von 
Energieanlagen, ist eine öffentliche Aufgabe 
von größter Bedeutung. Die Energieversor-
gung gehört zum Bereich der Daseinsvor-
sorge; sie ist eine Leistung, deren der Bürger 
zur Sicherung einer menschenwürdigen Exis-
tenz unumgänglich bedarf [ …]. Die Erfüllung 
dieser öffentlichen Aufgabe ist auch den pri-
vatrechtlich organisierten Energieversorgungs-
unternehmen durch das Energiewirtschafts-
gesetz zugewiesen [ …].“ [6]
Mit sicherer Energieversorgung meint der 
Gesetzgeber eine technisch sichere Versor-
gung, also den Ausschluss von Gefahren bei 
der Errichtung der erforderlichen technischen 
Anlagen. Energiesicherheit wird daher in ers-
ter Linie als Energieversorgungssicherheit 
durch eine leitungsgebundene Versorgung der 
Allgemeinheit mit Strom und Gas verstanden. 
Es handelt sich – wie auch das Bundesver-
fassungsgericht betont – zum einen um eine 
öffentliche Aufgabe von größter Bedeutung, 
da die Energieversorgung einen Bereich der 

Daseinsvorsorge darstellt, dessen der Bürger 
„zur Sicherung einer menschenwürdigen Exis-
tenz unumgänglich bedarf“ [7].
Sicherheit umfasst nach der Gesetzesbegrün-
dung zum anderen aber auch die technische 
Sicherheit der Erzeugungs-, Transport- 
und·Verteilungsanlagen und bedeutet insofern 
Ungefährlichkeit dieser Anlagen für Menschen 
und Sachen [8].
Das Kriterium der Preisgünstigkeit betont die 
Bedeutung, die einer rationellen, effizienten 
und kostengünstigen Energieversorgung für 
den Standort Deutschland und die Leistungs-
fähigkeit der Volkswirtschaft zukommt. Nach 
der Gesetzesbegründung verlangt Preisgüns-
tigkeit eine Versorgung mit Elektrizität und 
Gas zu Wettbewerbspreisen, ersatzweise zu 
möglichst geringen Kosten. Dies setzt voraus, 
dass die Versorgung rationell, effizient 
und·kostensparend durchgeführt wird. Ziel 
sind möglichst günstige Strom- und Gas-
preise, durch die der Wirtschaftsstandort 
Deutschland und damit die Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft insgesamt gestärkt wird. 
Wichtige Triebfeder ist insoweit der Wettbe-
werb [9].
Soweit § 1 EnWG die gewollte Umweltver-
träglichkeit in den Fokus stellt, kann auf die 
Begriffsbestimmung in § 3 Nr. 33 EnWG 
verwiesen werden. Umweltverträglichkeit 
meint hiernach, dass das die Energieversor-
gung den Erfordernissen eines nachhaltigen, 
insbesondere rationellen und sparsamen 
Umgangs mit Energie genügt, eine schonende 
und dauerhafte Nutzung von Ressourcen 
gewährleistet ist und die Umwelt möglichst 
wenig belastet wird. Der Nutzung von Kraft-
Wärme-Kopplung und erneuerbaren Energien 
kommt dabei besondere Bedeutung zu.
Der Begriff der Umweltverträglichkeitsprüfung 
findet auch im Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) Anwendung. 
Darin wird der Begriff allgemein als empiri-
sches Mittel zur Bewertung der Auswirkungen 
eines baulichen Vorhabens auf umweltbezo-
gene Schutzgüter (Menschen, Tiere, Wasser, 
Luft, Kulturgüter etc.) verwendet.
Dagegen konzentriert sich die Umweltverträg-
lichkeit als Gesetzesziel des EnWG auf eine 
Energieversorgung, die sich im Ergebnis im 
Einklang mit einem auf Nachhaltigkeit be-
dachten Energieverbrauch, mit einer mög-
lichst langanhaltenden Nutzung der Ressour-
cen sowie mit einer geringeren Umweltbelas-
tung befindet. 
Daraus ist zu ersehen, dass neben einer ge-
ringen Umweltbelastung – die als solche 
einzig im Fokus der Umweltverträglichkeits-
prüfung des UVPG steht – weitere Kriterien 
zu erfüllen sind, um eine umweltverträgliche 

Versorgung im Sinne des EnWG zu erreichen. 
Der Begriff der Umweltverträglichkeit des 
EnWG ist damit umfassender als der des 
UVPG [10].
Eine Begriffsbestimmung in Bezug auf die 
Effizienz als solche enthält § 1 Abs. 1 EnWG 
nicht. Zum Verständnis beitragen kann jedoch 
§ 3 Nr. 15b EnWG, der definiert, was unter 
Energieeffizienzmaßnahmen zu verstehen ist. 
Danach ist Effizienz die Verbesserung des 
Verhältnisses zwischen Energieaufwand und 
damit erzieltem Ergebnis. Von dieser Betrach-
tung werden die Bereiche der Energieum-
wandlung, des Energietransports und der 
Energienutzung erfasst.
Effizienzmaßnahmen im Bereich der Energie-
umwandlung und des Energietransports kön-
nen zur Preisgünstigkeit dann beitragen, wenn 
die eingesparten betrieblichen Aufwendungen 
als Preisvorteil an den Abnehmer weiterge-
geben werden. Gleichzeitig führen effiziente 
Energieumwandlung und -transport zu einer 
sicheren Versorgung. Insoweit dient eine ef-
fiziente Energieversorgung den Zwecken der 
sicheren sowie preisgünstigen Versorgung. 
Dass der Effizienzbegriff darüber hinaus einen 
nennenswerten Regelungsgehalt enthält, ist 
angesichts der Gesetzesbegründung zu § 1 
Abs. 1 EnWG, die einzig die Kosteneffizienz 
der Energieversorgung als Beispiel aufzählt, 
nur schwer zu ermitteln [11].

Wesentliche Ziele des EnWG – 
zum Inhalt von § 49 EnWG

In diesem allgemein beschriebenen Verständ-
nis ist auch die für den Anschluss an das 
Niederspannungsnetz maßgebliche Vorschrift 
des § 49 EnWG zu lesen. Hiernach sind 
Energieanlagen „so zu errichten und zu be-
treiben, dass die technische Sicherheit ge-
währleistet ist. Dabei sind vorbehaltlich sons-
tiger Rechtsvorschriften die allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu beachten“.
Die Einhaltung der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik wird vermutet, wenn bei 
Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Ab-
gabe von 1.) Elektrizität die technischen Regeln 
des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik 
Informationstechnik e.V. (VDE) und 2.) Gas 
und Wasserstoff die technischen Regeln des 
Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches 
e.V. (DVGW) eingehalten worden sind.
Geht man zunächst von der Gesetzesbegrün-
dung der Norm, die 1998 mit dem Gesetz 
zur Neuregelung des Energiewirtschaftsge-
setzes eingeführt wurde, aus, enthält § 49 
EnWG sicherheitstechnische Anforderungen 
für Energieanlagen, die für eine störungsfreie 
Energieversorgung notwendig sind. Weiter 
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erläutert die Gesetzesbegründung allerdings 
wenig tiefgründig, dass derartige Anforderun-
gen in wesentlichen Teilen durch das euro-
päische Recht und nationale Vorschriften 
vorgegeben seien, dass Satz 2 den Geltungs-
vorrang dieser Vorschriften wiederhole und 
dass im Übrigen auf die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zur Gewährleistung 
der technischen Sicherheit verwiesen werde 
[12].
Abgesehen hiervon ist nach dem Gesetzes-
wortlaut die technische Sicherheit, also die 
Ungefährlichkeit der Anlagen für Menschen 
und Sachen zu gewährleisten, klarer Bezugs-
punkt der Norm. Ein Mangel des Gesetzes 
liegt allerdings in dem Umstand, dass weder 
§ 49 EnWG selbst, noch konkretisierende 
Rechtsverordnungen eine nennenswerte Er-
läuterung des insoweit unbestimmten Rechts-
begriffs „Gewährleistung der technischen 
Sicherheit“ bieten. Die für die Praxis erforder-
liche Konkretisierung und Ausfüllung dieser 
Anforderung sowie deren ständig erforderliche 
Aktualisierung wird stattdessen mit Billigung 
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
in entscheidendem Umfang technischen Re-
geln überlassen, die von der Branche selbst 
in Gestalt der technischen Regelwerke des 
VDE und des DVGW entsprechend den Vor-
gaben der DIN 820 erarbeitet werden und 
auf die § 49 Abs. 2 Satz 1 EnWG ausdrück-
lich Bezug nimmt [13].
Diese Methode der Regelung sicherheitstech-
nischer Anforderungen für Energieanlagen 
beinhaltet daher – so das weitergehende Ver-
ständnis der juristischen Literatur –
„zugleich auch die Anerkennung des für die 
Energiewirtschaft kennzeichnenden Prinzips 
der weitgehend eigenverantwortlichen Wahr-
nehmung der sicherheitstechnischen Verant-
wortung durch die Branche selbst. [ …]

Nach dem Grundgesetz hat der Gesetzgeber 
die Aufgabe, für die Energieanlagen den Grad 
der erforderlichen technischen Sicherheit zu 
bestimmen. Da die Nutzung der Technik im-
mer mit einem – wenn auch möglicherweise 
sehr geringen – Restrisiko verbunden ist, kann 
es bei dieser inhaltlichen Anforderung des 
Gesetzgebers nicht darum gehen, eine abso-
lute Sicherheit vor technischen Risiken her-
zustellen. Völlige Risikofreiheit ist nicht mach-
bar, wenn man die Nutzung der Technik nicht 
generell verbieten will.
Daher ist es Aufgabe des Gesetzgebers, die 
Abgrenzung des erlaubten Risikos von der 
verbotenen Gefährdung zu treffen. Seine Auf-
gabe ist es somit, vermeidbare Risiken aus-
zuschließen und unvermeidbare auf ein sozial 
verträgliches Maß zu reduzieren.“ [14]
Zusammengefasst kann man im Einzelnen 
also keine völlige Risikolosigkeit verlangen, 
sondern „nur“ eine im Hinblick etwa auf po-
tentiellen Schadensumfang und Risikomini-
mierungsaufwand hinreichende Gefahrmini-
mierung [15].

Bedeutung für die Praxis: 
Verfahrensbeispiele
Dass die Bedeutung der dargestellten Geset-
zesziele zur technischen Sicherheit von Ener-
gieanlagen für die alltägliche Praxis nicht zu 
unterschätzen ist, zeigt sich regelmäßig dann, 
wenn Netzbetreiber versuchen, bestimmte 
technische Anschlussvorgaben durchzusetzen 
und sich anderenfalls weigern, den Netzan-
schluss vorzunehmen. Die Folge eines sol-
chen Agierens sind nicht selten Missbrauchs-
verfahren bei der Bundesnetzagentur nach 
§ 31 EnWG.
Nach dieser Norm können Personen und 
Personenvereinigungen, deren Interessen 

2 ep-Beitrag zum Thema Zählersteckklemme aus dem Jahr 2003 anlässlich der Erweiterung 
des Einsatzbereiches für Ströme bis 100 A
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durch das Verhalten eines Betreibers von 
Energieversorgungsnetzen erheblich berührt 
werden, bei der Bundesnetzagentur als zu-
ständiger Regulierungsbehörde einen Antrag 
auf Überprüfung dieses Verhaltens stellen. 
Die Bundesnetzagentur hat daraufhin zu prü-
fen, inwieweit das Verhalten des Betreibers 
von Energieversorgungsnetzen mit den Vor-
gaben des EnWG übereinstimmt.
Diese Konfliktlage soll nachfolgend anhand 
von drei Missbrauchsverfahren, mit denen die 
für die Regulierung des Zugangs zu Elektrizi-
tätsversorgungsnetzen zuständige Beschluss-
kammer 6 der Bundesnetzkammer befasst 
war, beispielhaft gezeigt werden.

Yello Strom gegen 
SWB-Energienetze [16]

Ausgangspunkt des ersten Missbrauchsver-
fahrens war eine Auseinandersetzung zwi-
schen der Yello Strom GmbH und der SWB 
Energienetze GmbH im Jahr 2009 über die 
Verwendung von Zählersteckklemmen beim 
Einsatz von Messeinrichtungen (Bild 2).
Yello Strom wandte sich an die SWB, um in 
deren Netzgebiet einen eigenen Stromzähler, 
den sog. „Sparzähler online“, anbieten zu 
können. Die SWB machte die Aufnahme der 
Tätigkeit der Yello Strom vom Abschluss eines 
„Messstellen- und Messrahmenvertrags“ ab-
hängig, der unter anderem in § 3 folgende 
Regelung enthielt:
„Der Netzbetreiber hat einheitlich für sein 
Netzgebiet die als Anlage 2a und 2b beigefüg-
ten Technischen Mindestanforderungen und 
die als Anlage 3a und 3b beigefügten Min-
destanforderungen in Bezug auf Datenumfang 
und Datenqualität aufgestellt. Die Einhaltung 
dieser Vorgaben während der gesamten Ver-
tragslaufzeit ist Voraussetzung zur Durchfüh-
rung des Messstellenbetriebs und/oder der 
Messung durch Dritte.“
Die genannte Anlage 2a des Vertrages enthielt 
dabei folgende Vorgaben:
„3. Messtechnische Anforderungen
[ …] Zählerplätze für Elektrizitätszähleranla-
gen haben der DIN 43870 „Zählerplätze“ 
sowie den für das Netzgebiet des Netzbetrei-
bers geltenden Technischen Anschlussbedin-
gungen (TAB in der jeweils gültigen Fassung, 
Technisches Regelwerk „Zähleranlagen“) und 
Normen/Richtlinien zu entsprechen.“
Die darin zitierte Netzbetreiber-spezifische 
TAB der SWB wiederum sah in ihrer Ziffer 7 
vor:
„Jede Zählerplatzfläche ist mit einer Zähler-
Steckklemme einschließlich Aushebschutz, 
zugehörigen Anschluss-Steckstiften und 
Plombierhaube auszustatten.“

Bei der genannten Zähler-Steckklemme (ZSK) 
handelt es sich um einen Adapter, an dem 
von unten die stromführenden Versorgungs-
kabel fest angeklemmt sind und in den wie-
derum von oben Metallstifte eingeführt wer-
den, mit denen der jeweilige Zähler zuvor 
bestückt worden ist. Dies ermöglicht ein 
schnelleres Wechseln des Zählers; zugleich 
können die stromführenden Versorgungslei-
tungen für die Dauer des Zählerwechsels 
durch Einstecken eines speziellen Griffs in 
die ZSK derart überbrückt werden, dass durch 
den Zählerwechsel keine Versorgungsunter-
brechung beim Anschlussnutzer auftritt.
Zählerplätze mit ZSK auszustatten, wurde 
nicht flächendeckend von Stromverteilnetz-
betreibern in Deutschland gefordert. Insbe-
sondere das vom damaligen „Verband der 
Netzbetreiber (VDN)“ für die bundesweite 
Verwendung herausgegebene Dokument 
„Technische Anschlussbedingungen TAB 
2007 für den Anschluss an das Niederspan-
nungsnetz“ sah die Verwendung von ZSK 
nicht vor. Im Netzgebiet der SWB selbst exis-
tierte die Vorgabe, ZSK zu verwenden, seit 
etwa 10 Jahren, eine flächendeckende Aus-
stattung aller Zählerplätze mit ZSK gab es 
jedoch auch dort nicht.
Yello Strom lehnte den Einbau der ZSK ab, 
da sich der Klemmdeckel des vertriebenen 
„Sparzähler online“ nicht mehr ordnungsge-
mäß schließen ließ, wenn die ZSK in die nor-
mierten Zählerplätze eingebaut werden sollte. 
Die SWB hingegen war nicht bereit, einen 
Verzicht auf die genannte Verpflichtung zum 
Einsatz von ZSK auszusprechen. Das Fest-
halten an der Vorgabe begründete die SWB 
im Wesentlichen mit der Aufrechterhaltung 
der Betriebsspannung in der jeweiligen Kun-
denanlage und der dadurch entfallenden 
Notwendigkeit, für den Zählerwechsel einen 
Termin mit dem Anschlussnutzer zu verein-
baren.

Ergebnis

Die Beschlusskammer 6 stellte in ihrem Be-
schluss von Amts wegen fest, dass die tech-
nische Mindestanforderung, eine Messein-
richtung zwingend gemeinsam mit einer ZSK 
einzubauen, die durch die damals geltende 
Fassung von § 21b Abs. 3 Satz 3 EnWG ge-
setzten Grenzen überschritten habe, da sie 
sachlich nicht gerechtfertigt gewesen sei.
Nach § 21b Abs. 3 EnWG damaliger Fassung 
hatte der Messstellenbetreiber einen An-
spruch auf den Einbau einer in seinem Eigen-
tum stehenden Messeinrichtung, die den 
eichrechtlichen Vorschriften entsprechen und 
den von dem Netzbetreiber einheitlich für sein 

Netzgebiet vorgesehenen technischen Min-
destanforderungen und Mindestanforderun-
gen in Bezug auf Datenumfang und Daten-
qualität genügen musste. Jedoch mussten 
die Mindestanforderungen des Netzbetreibers 
sachlich gerechtfertigt und nichtdiskriminie-
rend sein.
Die Beschlusskammer 6 stellte dabei klar, 
dass die Anforderungen an das Kriterium der 
sachlichen Rechtfertigung über die Frage nach 
einer bloßen Sachdienlichkeit einer techni-
schen Mindestanforderung hinausgehen. Die 
erhebliche wettbewerbliche Relevanz, die eine 
technische Mindestanforderung mit der Kon-
sequenz der Nichtzulassung zum Wettbewerb 
entfaltet, falls der Wettbewerber nicht in der 
Lage ist, die betreffenden Vorgaben zu erfül-
len, mache es unabdingbar, eine sachliche 
Rechtfertigung nur dann anzunehmen, wenn 
jenseits der bloßen Geeignetheit und Prakti-
kabilität auch eine Erforderlichkeit der betref-
fenden Anforderung angenommen werden 
könne.
Dies war bei der ZSK nicht der Fall. Denn – so 
die wörtliche Begründung weiter:
„Gegen die Annahme einer technischen Er-
forderlichkeit spricht nach Ansicht der Kam-
mer bereits als erstes Indiz, dass der Einsatz 
von ZSK offenbar für nicht so essentiell im 
Hinblick auf den sicheren Anschluss von Kun-
denanlagen an Verteilnetze angesehen wurde, 
dass eine entsprechende Vorgabe Aufnahme 
in die vom damaligen VDN erstellten techni-
schen Anschlussbedingungen(„TAB“) gefun-
den hätte. Die Einschätzung wird ferner ge-
stützt durch die Tatsache, dass nach dem 
eigenen Vortrag der Antragsgegnerin nicht 
einmal die Hälfte der deutschen Netzbetreiber 
die ZSK zur Verwendung in ihren Netzen vor-
sehen. Schließlich spricht auch die eigene 
Praxis der Antragsgegnerin, wonach die ZSK 
im Netz nur sukzessive eingeführt wird, gegen 
die Annahme einer Erforderlichkeit. Denn 
bestünden ohne den Einsatz einer ZSK ernst-
zunehmende Risiken in Bezug auf die tech-
nische Sicherheit des Netzes, der angeschlos-
senen Kundenanlagen oder in Bezug auf die 
Versorgungssicherheit der Verbraucher, so 
dürfte die Antragsgegnerin bereits zur Vermei-
dung entsprechender Haftungsrisiken längst 
für einen flächendeckenden Einsatz gesorgt 
haben.“

Telekom Deutschland gegen 
Drewag Netz [17]

In diesem Missbrauchsverfahren stritt die 
Telekom mit der Drewag Netz über den An-
schluss von Energiesäulen an das örtliche 
Niederspannungsnetz.
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Konkret ging es um folgendes: Zur Bereitstel-
lung schneller Internetanschlüsse betreibt die 
Telekom so genannte VDSL-Multifunktions-
gehäuse (MFG), wobei die Telekom verpflich-
tet ist, auch dritten Telekommunikationsun-
ternehmen dergestalt Zugang zu den MFG zu 
gewähren, dass die Dritten dort eigene Kom-
ponenten einbauen und unter anderem auch 
die hierfür erforderliche elektrische Energie 
zu regulierten Entgelten von der Telekom be-
ziehen dürfen. Für die Stromversorgung des 
jeweiligen Standorts errichtet die Telekom 
üblicherweise neben dem eigentlichen MFG 
so genannte Stromversorgungseinheiten 
(SVE), die sie als Anschlussnehmerin an das 
jeweilige örtliche Stromnetz der allgemeinen 
Versorgung anschließen lässt.
Bedingt durch die Möglichkeit des Strom
bezuges durch dritte TK-Anbieter ließ die 
Telekom im Jahr 2009/2010 eine neue An-
schlusssäule „SVE 6Z-259“ entwickeln, die 
auch die Möglichkeit vorsah, den Strombezug 
durch Dritte für die weitere Abrechnung zu 
erfassen. Hierzu setzte die Telekom hinter 
dem eigentlichen, im Netz des örtlichen 
Netzbetreibers anzumeldenden Hauptzähler 
weitere Unterzähler in Hutschienenbauweise 
für die Stromverbrauchsmessung der Dritt-
Carrier ein.
Da die Raumverhältnisse innerhalb der SVE 
beengt sind, war das neue Unterzählerkonzept 
bei gleicher Schrankgröße nur zu realisieren, 
wenn für den Hauptzähler zugleich ein Zäh-

lerplatz nach dem so genannten „BKE-I“-
Standard vorgesehen wurde. Hierbei handelt 
es sich um einen Zählerplatz kompakterer 
Bauart, auf den nur die dafür vorgesehenen 
(elektronischen) Zähler mit entsprechend 
kleineren Abmessungen passen (Bild 3).
Die DREWAG lehnte den Anschluss der An-
schlusssäule „SVE 6Z-259“ an das Netz ab, 
da sie den vereinbarten technischen An-
schlussbedingungen und Sonderbedingungen 
nicht entspreche. Die zum Zeitpunkt der Ab-
lehnung im Netzgebiet der DREWAG geltende 
„TAB 2007 Mitteldeutschland“ vom Novem-
ber 2007 enthielt die Vorgabe:
„7.2 Ausführung der Zählerplätze
(3) Zählerplätze für elektronische Haushalts-
zähler (eHZ) sind nach DIN V VDE V 0603 
5 sowie E DIN 43870 Teil 1-A 1 bis Teil 3-A 
1 auszuführen. Den Einsatz von Zählerplätzen 
mit integrierter Befestigungs- und Kontaktier-
einrichtung (BKE-I) stimmen Planer oder 
Errichter bereits in der Planungsphase mit 
dem Netzbetreiber ab.“
Gemeinsam mit dieser TAB 2007 veröffent-
lichte die Drewag ein mit „Hinweise der 
DREWAG NETZ GmbH zu den Technische 
Anschlussbedingungen TAB 2007 Mittel-
deutschland für den Anschluss an das Nieder
spannungsnetz“ überschriebenes Dokument, 
in dem folgende Passage enthalten war:
„Bitte beachten Sie, dass am Netz der 
DREWAG NETZ GmbH bis auf weiteres keine 
Zählerplätze mit BKE-i zum Einsatz kommen 
dürfen.“
Mit Geltung ab dem 01. 07. 2012 veröffent-
lichte die Drewag sodann die „TAB Mittel-
deutschland 2012“ vom Juli 2012. Auch 
darin fand sich unter Punkt 7.1 der Satz:
„Den Einsatz von Zählerplätzen mit inte
grierter Befestigungs- und Kontaktiereinrich-
tung (BKE-I) stimmen Planer oder Errichter 
bereits in der Planungsphase mit dem Netz-
betreiber ab.“
Ebenso wurden zu diesen neuen TAB 2012 
„Hinweise der DREWAG NETZ GmbH zu den 
Technische Anschlussbedingungen TAB Mit-
teldeutschland 2012 für den Anschluss an 
das Niederspannungsnetz“ im Internet ver
öffentlicht, wiederum mit folgender Formulie-
rung:
„Bitte beachten Sie, dass am Netz der 
DREWAG NETZ GmbH bis auf weiteres keine 
Zählerplätze mit BKE-i zum Einsatz kommen 
dürfen.“

Ergebnis

Die Beschlusskammer 6 stellte auf Antrag der 
Telekom fest, dass die Weigerung der Drewag, 
die mit der Stromversorgungseinheit SVE 6Z-

3 „Alte“ Stromversorgungseinheit (SVE)  
für die Multifunktionsgehäuse 18 der Telekom 
in Dresden, hier noch ohne Strombezugs-
möglichkeit für Dritte
Zwischen Mai 2007 und März 2008 wurden mehr als 
700 MFG 18 ans Netz angeschlossen. Das BIld stammt 
aus der Pressemitteilung „DREWAG unterstützte 
Telekom beim VDSL-Netzausbau in Dresden“ vom 
17.07.2008.

Q
ue

lle
: D

re
w

ag
 –

 S
ta

dt
w

er
ke

 D
re

sd
en

 G
m

bH

Scannen und aktuelle 
Angebote entdecken:

So beschriften 
echte Profis.

www.brother.de/elektriker

Mit P-touch und den Pro Tapes  
sieht die Beschriftung nicht nur  
professioneller aus, sondern 
erhöht die Sicherheit und spart 
bei späterer Wartung kostbare 
Arbeitszeit.

70x297.indd   1 13.02.2023   14:10:59

NORMEN UND VORSCHRIFTEN



190

ELEKTROPRAXIS

www.elektropraktiker.de  |  Elektropraktiker, Berlin 77 (2023) 

NORMEN UND VORSCHRIFTEN

259 ausgestatteten Energie-Anschlusssäulen 
unter Verweis auf ihre technischen Anschluss-
bedingungen anzuschließen, missbräuchlich 
sei.
Denn nach § 17 Abs. 1 EnWG in der seiner-
zeit geltenden Fassung konnte der Betreiber 
eines Energieversorgungsnetzes die Bereit-
stellung eines Netzanschlusses von der Ein-
haltung bestimmter technischer Bedingungen 
durch den Anschlussnehmer nur abhängig 
machen, wenn sie inhaltlich angemessen 
sind. Gleiches gilt für den Anschluss an ein 
Netz der allgemeinen Versorgung, jedoch mit 
der zusätzlichen Maßgabe, dass die vom 
Netzbetreiber gestellten Anschlussbedingun-
gen unter anderem allgemeingültig sein müs-
sen und zu veröffentlichen sind.
Die inhaltlichen Grenzen, innerhalb derer sich 
der Netzbetreiber bei der Ausgestaltung die-
ser Bedingungen bewegen darf, konkretisiert 
§ 20 Netzanschlussverordnung (NAV) näher. 
Danach müssen die gestellten technischen 
Anschlussbedingungen einerseits aus Grün-
den der sicheren und störungsfreien Versor-
gung, insbesondere im Hinblick auf die Er-
fordernisse des Verteilernetzes, notwendig 
sein (§ 20 Satz 1 NAV). Zusätzlich müssen 
die vom Netzbetreiber gestellten Anforderun-
gen den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen (§ 20 Satz 2 NAV).
Die streitgegenständlichen technischen An-
schlussbedingungen der Drewag erfüllten 
diese Voraussetzungen nicht. Soweit die 
Drewag in ihren „Hinweisen“ zu den jeweils 
veröffentlichten TAB Mitteldeutschland die 
Nutzung von BKE-I-Zählerplätzen generell 
ausschloss, war diese Bedingung weder mit 
den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik vereinbar, noch ist eine solche Vorgabe 
im Übrigen notwendig und angemessen. 
Wörtlich heißt es dann in dem Beschluss:
„Im vorliegenden Fall entspricht die Ausstat-
tung einer Entnahmestelle mit Zählerplätzen 
nach dem BKE-I-Standard allgemein aner-
kannten Regeln der Technik, wobei die An-
tragsgegnerin die hiervon ausgehende Ver-
mutungswirkung auch nicht erschüttern 
konnte. [ …] Die für die Ausstattung von 
Zählerplätzen im Niederspannungsnetz pri-
mär maßgebliche technische Norm ist vorlie-
gend die VDE-Anwendungsregel VDE-AR-N 
4101 (August 2011). ln dieser heißt es (S. 4):
1. Anwendungsbereich
[ …] Es sind sowohl Zählerplätze nach DIN 
43870 für Zähler mit Drei-Punkt-Befestigung 
nach DIN 43857 als auch solche mit 
Zählerfeldern nach DIN 43870 mit integrier-
ter Befestigungs- und Kontaktiereinrichtung 
(BKE-I nach DIN V VDE V 0603-5) einsetz-
bar. [ …]

ln der schematischen Darstellung möglicher 
Zählerplatzausgestaltungen (S. 8/9) werden 
Zählerplätze mit BKE-I-Vorrichtung denjeni-
gen mit Drei-Punkt-Befestigung ohne weitere 
Einschränkungen als technisch geeignet 
gleichgestellt.“
Außerdem erkannte die Beschlusskammer 6 
das Argument nicht an, der Einsatz von Unter-
zählern innerhalb der SVE und insbesondere 
die dortige Verwendung von Hutschienenzäh-
lern sei nicht mit den TAB vereinbar. Vielmehr 
sei der hinter den (Haupt-)Messeinrichtung(en) 
befindliche Bereich einer Kundenanlage wei-
tergehenden technischen Vorgaben des Netz-
betreibers grundsätzlich entzogen. Netz
betreiber können nach § 20 NAV technische 
Anforderungen zwar auch für die sich hinter 
der Hausanschlusssicherung erstreckende 
elektrische Anlage des Anschlussnehmers 
vorgeben – jedoch nur, wenn diese für die 
sichere und störungsfreie Versorgung notwen-
dig sind.
Allerdings: Indem die Drewag jedoch die Ver-
weigerung des Netzanschlusses der SVE der 
Telekom damit begründet, alle in einer Kun-
denanlage installierten Zähler müssten gleich-
rangig und parallel als Hauptzähler an das 
Netz angeschlossen werden, ging sie nach 
Auffassung der Beschlusskammer 6 über die 
rechtlichen Grenzen deutlich hinaus.
Denn – so die Begründung der Entscheidung 
wörtlich – „[ …] mit einer solchen Vorgabe 
nähme die Antragsgegnerin [DREWAG] un-
mittelbar Einfluss auf die Anzahl der von ei-
nem Anschlussnehmer in Anspruch zu neh-
menden Zählpunkte und Messeinrichtungen. 
Sie würde hierdurch in unzulässiger Weise 
die Gewährung des Netzanschlusses von der 
Art und dem Umfang der Inanspruchnahme 
von Netzzugang abhängig machen.“

Franz Thiel Elektrotechnik  
gegen OVAG-Netz [18]

Auch in diesem Missbrauchsverfahren be-
fasste sich die Beschlusskammer 6 mit der 
rechtswidrigen Ablehnung des Netzbetreibers, 
den Netzanschluss vorzunehmen.
Die Franz Thiel Elektrotechnik war beauftragt, 
für einen Kunden einen Niederspannungsan-
schluss herzustellen und dafür einen Zähler-
schrank zu montieren und anzuschließen. Die 
Inbetriebsetzung beantragte sie nach eigenen 
Angaben im April 2015 bei der OVAG Netz 
AG. Der Zählerschrank hatte eine Höhe von 
950 mm. Die OVAG verweigert die Inbetrieb-
setzung des Anschlusses unter Verweis auf 
Ziffer 6 ihrer „Allgemeinen TAB-Hinweise für 
Installateure im Bereich des Versorgungsge-
bietes der OVAG Netz AG, SWBV und BNG“ 

(Allgemeine TAB-Hinweise), nach der Zähler-
schränke in ihrem Netzgebiet eine Höhe von 
1 100 mm aufzuweisen haben.
Der Höhenunterschied der Zählerschränke 
resultiert aus unterschiedlichen Maßen des 
„oberen Anschlussraums“. Im Falle eines 
Zählerschranks mit einer Gesamthöhe von 
950 mm beträgt dieser 150 mm, im Falle 
eines Zählerschranks mit einer Gesamthöhe 
von 1 100 mm misst der obere Anschluss-
raum 300 mm. Über die Anforderungen an 
Zählerplätze in elektrischen Anlagen im Nie-
derspannungsnetz hat der Verband der Elek-
trotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. 
(VDE) die Anwendungsregel VDE-AR-N-4101 
erlassen.
In der bis zum 1. September 2015 gültigen 
Fassung VDE-AR-N-4101:2011-08 wurden 
sowohl Zählerschränke mit einer Höhe von 
950 mm als auch mit 1 100 mm zugelassen. 
Mit Inkrafttreten der seit dem 1. September 
2015 geltenden Fassung VDE-AR-N-
4101:2015-09 enthält die Anwendungsregel 
nur noch Zählerplätze mit einer Höhe von 
mindestens 1 100 mm. Unter der Überschrift 
„Anwendungsbeginn“ hieß es allerdings, dass 
für VDE-AR-N-4101:2011-08 eine Über-
gangsfrist für in Planung oder in Bau befind-
liche Anlagen bis 2016-09-01 gelte.

Ergebnis

Auch in diesem Fall kam die Beschlusskam-
mer 6 zu der Auffassung, dass die Ziffer 6 
der Allgemeinen TAB-Hinweise der OVAG 
nicht in hinreichendem Maße die im vorlie-
genden Fall einschlägigen anerkannten Re-
geln der Technik berücksichtige und damit 
gegen höherrangiges Recht verstoße. Nach 
§ 49 Abs. 2 Nr. 1 EnWG wird die Einhaltung 
der allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik vermutet, wenn bei Anlagen zur Erzeu-
gung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität 
die technischen Regeln des Verbandes der 
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik 
e.V. eingehalten worden sind. Die Höhe des 
vorliegend verbauten Zählerschrankes von 
950 mm sei mit den Vorgaben der bis zum 
1. September 2015 geltenden Fassung der 
VDE-AR-N-4101 vereinbar.
Steht damit fest – so die weitere wörtliche 
Begründung der Entscheidung weiter –,
„dass der streitbefangene Zählerschrank ent-
sprechend der Vermutungsregelung des § 49 
Abs. 2 Nr. 1 EnWG den für den vorliegenden 
Fall maßgeblichen anerkannten Regeln der 
Technik entspricht, hat die Antragsgegnerin 
seinen Einbau grundsätzlich zu akzeptieren. 
Insoweit kommt es nicht darauf an, dass auch 
eine Zählerschrankhöhe von 1.100 mm in der 
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VDE-AR-N-4101:2011-08 enthalten war und 
somit die von der Antragsgegnerin aufgestellte 
Forderung ebenfalls den anerkannten Regeln 
der Technik entspricht. Denn entgegen der 
Auffassung der Antragsgegnerin kommt dem 
Netzbetreiber unter verschiedenen, den an-
erkannten Regeln der Technik entsprechen-
den Möglichkeiten kein Bestimmungsrecht 
zu. Vielmehr hat er grundsätzlich alle den 
anerkannten Regeln der Technik entsprechen-
den Möglichkeiten zuzulassen. Ebenfalls ist 
die Antragsgegnerin nicht berechtigt, quasi 
im Vorgriff auf die neue VDE-Anwendungsre-
gel, die zum maßgeblichen Zeitpunkt gelten-
den anerkannten Regeln der Technik einzu-
schränken oder außer Kraft zu setzen.“
Etwas anderes gelte nur dann, wenn der Netz-
betreiber den Nachweis dafür erbringen kann, 
dass die einschlägige VDE-Anwendungsregel 
entgegen der Vermutungsregel des § 49 Abs. 2 
Nr. 1 EnWG nicht dem Stand der Technik ent-
spricht oder aber im konkreten Fall die Beson-
derheiten des Einzelfalles eine Einschränkung 
der allgemein anerkannten Regeln der Technik 
notwendig werden lassen. Eine – auch mit Blick 
auf Belange des Brandschutzes – tragfähige 
und überzeugende Begründung für die Notwen-
digkeit einer Schrankhöhe von 1 100 mm konnte 
die OVAG indes nicht erbringen.

Fazit
Die drei exemplarisch dargestellten Beispiele 
zeigen, dass sich auch die Netzbetreiber im-
mer mal wieder außerhalb des rechtlichen 
Normengefüges bewegen, wenn sie ihre TAB 

formulieren oder ein sehr eigenes Verständnis 
vom Stand der Technik vermitteln. In diesen 
Fällen sollte der Weg nach Bonn, d. h. ein 
Missbrauchsverfahren bei der Bundesnetz-
agentur nach § 31 EnWG, nicht gescheut 
werden, sodass eine unzulässige Praxis keine 
Schule macht.
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Fortsetzung
Im nächsten Teil wird M. Schauer den 
Begriff der a. R. d. T. aus sachverständi-
ger Sicht erläutern sowie Erfahrungen 
beim Anschluss von Elektroanlagen an 
das Niederspannungsnetz darstellen.  
Es werden die Folgen aufgezeigt, wenn 
geschriebenen Regelwerken blind ver-
traut wird oder Netzbetreiber durch über-
zogene Forderungen in AGB zum Scha-
den der Anschlussnehmer gegen die  
a. R. d. T. verstoßen.
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